
09/2022 
 

Aktuelles aus der Gesetzgebung und Rechtspre-
chung 
 

 

1

Inhalt der Ausgabe 09/2022: 
 
 
Für alle Steuerpflichtigen 
Aufgabe des Familienheims aus zwingen-
den Gründen führt nicht zum Wegfall der 
Steuerbefreiung 
Fragen und Antworten zur Energiepreis-
pauschale 
Steuerermäßigung für ambulante Pflege- 
und Betreuungsleistungen 
Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung 
der vom Ukraine-Krieg Geschädigten 
Steuernachzahlungen und -erstattungen: 
Der neue Zinssatz beträgt 0,15 % pro Mo-
nat 
 
Für Unternehmer 
Innergemeinschaftliche Lieferungen: 
Kehrtwende bei zu spät abgegebenen  
Zusammenfassenden Meldungen (ZM) 
Keine Betriebsausgaben für bürgerliche 
Kleidung 
 
Für GmbH-Gesellschafter 
Zum Zeitpunkt der Verlustberücksichtigung 
bei Auflösung einer GmbH 
 
Für Arbeitgeber 
Gutscheine und Geldkarten als Sachbe-
zug: Klarstellungen durch die Finanzver-
waltung 
 
Für Arbeitnehmer 
Aktualisiertes Merkblatt: Steuerklassen-
wahl 2022 für Ehegatten und Lebens-
partner 
 
 
 
 
 

 
Daten für den Monat Oktober 2022 
Steuertermine 
Fälligkeit: 

· USt, LSt = 10.10.2022 
 
Überweisungen (Zahlungsschon-
frist): 

· USt, LSt = 13.10.2022 
 
Scheckzahlungen: 
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen! 
 
Beiträge Sozialversicherung 
Fälligkeit Beiträge 10/2022 = 
27.10.2022 
(bzw. 26.10.2022 für Bundesländer, in 
denen der Reformationstag ein gesetzli-
cher Feiertag ist) 
 
Verbraucherpreisindex 
(Veränderung gegenüber Vorjahr) 
7/21 12/21 3/22 7/22 
 + 3,1 % + 5,7 % + 7,6 % + 8,5 % 
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Für alle Steuerpflichtigen 
Aufgabe des Familienheims aus zwin-
genden Gründen führt nicht zum 
Wegfall der Steuerbefreiung 
 
Ein Erbe verliert nicht die Erbschaftsteu-
erbefreiung für ein Familienheim, wenn 
ihm die eigene Nutzung des Familienheims 
aus gesundheitlichen Gründen unmög-
lich oder unzumutbar ist. Dies hat der 
Bundesfinanzhof entschieden.  
 
Hintergrund: Die vom Erblasser zuvor 
selbst genutzte Wohnimmobilie kann 
steuerfrei vererbt werden, wenn das Fami-
lienheim vom Ehegatten weitere zehn 
Jahre lang bewohnt wird. Erben Kinder 
oder Enkel (verstorbener Kinder), ist die 
Steuerbefreiung auf eine Wohnfläche 
von 200 qm begrenzt (der übersteigende 
Teil unterliegt der Erbschaftsteuer).  
 
Sachverhalt 
Die Tochter T hatte das von ihrem Vater 
V ererbte Einfamilienhaus zunächst 
selbst bewohnt, war aber bereits nach 
sieben Jahren ausgezogen. Im An-
schluss wurde das Haus abgerissen. T 
machte geltend, sie habe sich ange-
sichts ihres Gesundheitszustands kaum 
noch in dem Haus bewegen und deshalb 
ohne fremde Hilfe dort nicht mehr leben 
können.  
 
Für das Finanzgericht Düsseldorf war 
dies kein zwingender Grund für den Aus-
zug, da sich T fremder Hilfe hätte bedie-
nen können. Der Bundesfinanzhof hat 
das Urteil aber aufgehoben. 

 

Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für 
die Vergangenheit weg, wenn der Erwer-
ber das Familienheim innerhalb von zehn 
Jahren nach dem Erwerb nicht mehr zu 
Wohnzwecken selbst nutzt, es sei denn, er 
ist aus zwingenden Gründen an einer 
Selbstnutzung gehindert.  
 
„Zwingend“, so der Bundesfinanzhof, er-
fasst nicht nur die Unmöglichkeit, sondern 
auch die Unzumutbarkeit der Selbstnut-
zung. Reine Zweckmäßigkeitserwägungen 
(etwa die Unwirtschaftlichkeit einer Sanie-
rung) genügen zwar nicht. Anders sieht es 
aber aus, wenn der Erbe aus gesundheit-
lichen Gründen für eine weitere Nutzung 
so erheblicher Unterstützung bedarf, dass 
nicht mehr von einer selbstständigen 
Haushaltsführung zu sprechen ist.  
 
Das Finanzgericht muss nun unter Mitwir-
kung der T das Ausmaß ihrer gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen prüfen. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 1.12.2021, Az. II R 18/20, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 230108; BFH PM Nr. 28/22 
vom 7.7.2022 

 

Fragen und Antworten zur Energie-
preispauschale 
 
Am 20.7.2022 hat das Bundesfinanzminis-
terium Fragen und Antworten (FAQs) zur 
Energiepreispauschale aktualisiert.  
 
Zum Hintergrund: Erwerbstätige, Selbst-
ständige und Gewerbetreibende erhalten 
eine einmalige steuerpflichtige Energie-
preispauschale von 300 EUR. Die Aus-
zahlung erfolgt ab September 2022 über 
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die Lohnabrechnung des Arbeitgebers. 
Selbstständige erhalten einen Vorschuss 
über eine einmalige Senkung ihrer Einkom-
mensteuer-Vorauszahlung. Die FAQs be-
antworten u. a. Fragen  

· zur Anspruchsberechtigung,  
· zur Festsetzung mit der Einkom-

mensteuerveranlagung,  
· zur Auszahlung an Arbeitnehmer 

durch Arbeitgeber,  
· zum Einkommensteuer-Vorauszah-

lungsverfahren und  
· zur Steuerpflicht.  

 
Quelle: BMF, Mitteilung vom 21.7.2022; FAQs zur 
Energiepreispauschale unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
230407 

 

Steuerermäßigung für ambulante 
Pflege- und Betreuungsleistungen 
 
Die Steuerermäßigung für ambulante 
Pflege- und Betreuungsleistungen kann 
auch von Steuerpflichtigen beansprucht 
werden, denen Aufwendungen für die 
Pflege und Betreuung eines Dritten er-
wachsen. Dies gilt nach Ansicht des Bun-
desfinanzhofs auch für Leistungen im 
Haushalt der gepflegten Person.  
 
Sachverhalt 
Eine Tochter begehrte eine Steuerermä-
ßigung für die ambulante Pflege der in ei-
nem eigenen Haushalt lebenden Mutter 
durch eine Sozialstation. Die Rechnun-
gen wiesen die Mutter als Rechnungs-
empfängerin aus. Die Tochter beglich sie 
per Banküberweisung. 

 

Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhält-
nisse, haushaltsnahe Dienstleistungen so-
wie für Pflege- und Betreuungsleistungen 
können Steuerpflichtige nach § 35a Ein-
kommensteuergesetz (EStG) eine Steuer-
ermäßigung in Höhe von 20 % der Auf-
wendungen geltend machen (maximal 
aber 4.000 EUR).  
 
Im Gegensatz zur Steuerermäßigung nach 
§ 35a Abs. 2 S. 1 EStG, die nur für die In-
anspruchnahme von haushaltsnahen 
Dienstleistungen im eigenen Haushalt ge-
währt werden kann, sind ambulante 
Pflege- und Betreuungsleistungen auch 
dann begünstigt, wenn sie nicht im eigenen 
Haushalt, sondern im Haushalt der ge-
pflegten oder betreuten Person ausge-
übt oder erbracht werden. 
 
Bei Pflege- und Betreuungsleistungen 
wird weder der Erhalt einer Rechnung 
noch die Einbindung eines Kreditinsti-
tuts in den Zahlungsvorgang vorausge-
setzt (anders ist dies aber bei haushaltsna-
hen Dienstleistungen und bei Handwerker-
leistungen).  
 
Merke: Der Bundesfinanzhof hat den 
Fall an die Vorinstanz zurückverwiesen. 
Denn es war nicht ersichtlich, ob die 
Tochter mit der Bezahlung der Rechnun-
gen eigene Aufwendungen – nur hierfür 
kann die Steuerermäßigung gewährt 
werden – oder Aufwand ihrer Mutter und 
damit unerheblichen Drittaufwand getra-
gen hat. 

 
Quelle: BFH-Urteil vom 12.4.2022, Az. VI R 2/20, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 230257 
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Steuerliche Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der vom Ukraine-Krieg Geschä-
digten 
 
Das Bundesfinanzministerium hat einen 
Fragen-Antworten-Katalog zu den steu-
erlichen Maßnahmen zur Unterstützung 
der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 
veröffentlicht (Stand: 5.7.2022; unter: 
www.iww.de/s6717). Die Finanzverwaltung 
beantwortet hier Fragen aus folgenden 
Bereichen: Gesellschaftliches Engage-
ment, Unterbringung von Kriegsflüchtlin-
gen aus der Ukraine sowie Unterstützun-
gen an Arbeitnehmer.  

Steuernachzahlungen und -erstattun-
gen: Der neue Zinssatz beträgt  
0,15 % pro Monat 
 
Der Zinssatz für Steuernachzahlungen 
und -erstattungen (§ 233a Abgabenord-
nung [AO]) ist rückwirkend für Verzin-
sungszeiträume ab 1.1.2019 auf 0,15 % 
pro Monat (das heißt 1,8 % pro Jahr) ge-
senkt worden. Die Angemessenheit die-
ses Zinssatzes ist dann unter Berücksichti-
gung der Entwicklung des Basiszinssatzes 
nach § 247 BGB wenigstens alle zwei 
Jahre zu evaluieren. Die erste Evaluierung 
erfolgt spätestens zum 1.1.2024.  
 
Hintergrund 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat 2021 
entschieden, dass der bei der Verzinsung 
von Steuernachforderungen und -erstat-
tungen angewandte Zinssatz von 0,5 % 
pro Monat seit 2014 nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. Für Verzin-
sungszeiträume bis Ende 2018 war jedoch 

keine Neuregelung notwendig. Vielmehr 
wurde der Gesetzgeber verpflichtet, bis 
zum 31.7.2022 eine Neuregelung zu tref-
fen, die sich rückwirkend auf alle Verzin-
sungszeiträume ab 2019 erstreckt – und 
dies ist jetzt erfolgt. 
 
Beachten Sie: Der Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts erstreckt sich 
nicht auf andere Verzinsungstatbe-
stände nach der AO (insbesondere Stun-
dungs-, Hinterziehungs- und Aussetzungs-
zinsen). Nach der Gesetzesbegründung 
muss die Frage, ob und inwieweit auch hier 
eine Anpassung erforderlich ist, noch ge-
prüft werden. 
 
Übergangsregelung der Finanzverwal-
tung 
 
Die Neuregelung des Zinssatzes kann 
derzeit technisch noch nicht umgesetzt 
werden. Bund und Länder haben daher 
beschlossen, die Festsetzung von Zinsen 
nach § 233a AO für Verzinsungszeiträume 
ab 1.1.2019 für eine Übergangszeit wei-
ter auszusetzen. Bislang vorläufig oder 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung fest-
gesetzte Zinsen werden weiter unverän-
dert vorläufig festgesetzt. 
 
Beachten Sie: Ein weiteres Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums beantwor-
tet Anwendungsfragen zu den aktuellen 
Rechtsänderungen. 
 
Quelle: Zweites Gesetz zur Änderung der Abgaben-
ordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung, BGBl I 2022, S. 1142; BMF-Schreiben vom 
22.7.2022, Az. IV A 3 - S 0338/19/10004 :007, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 230420; BMF-Schreiben vom 
22.7.2022, Az.  IV A 3 - S 1910/22/10040 :010, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 230421 
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Für Unternehmer 
Innergemeinschaftliche Lieferungen: 
Kehrtwende bei zu spät abgegebenen 
Zusammenfassenden Meldungen (ZM) 
 
Kehrtwende der Finanzverwaltung: Eine 
zu spät abgegebene ZM hat doch nicht 
die finale Steuerpflicht der innergemein-
schaftlichen Lieferung zur Folge.  
 
Eine grenzüberschreitende Lieferung in-
nerhalb der EU (innergemeinschaftliche 
Lieferung) ist grundsätzlich umsatzsteu-
erfrei. Dies gilt jedoch ab 2020 nicht, wenn 
der Unternehmer seiner Pflicht zur Ab-
gabe der ZM nicht nachgekommen ist oder 
soweit er diese im Hinblick auf die jeweilige 
Lieferung unrichtig oder unvollständig ab-
gegeben hat. 
 
Nach § 18a Abs. 10 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) ist eine fehlerhafte ZM innerhalb 
eines Monats zu berichtigen, wenn der 
Unternehmer nachträglich erkennt, dass 
die von ihm abgegebene ZM unrichtig oder 
unvollständig ist. Bisher versagte die Ver-
waltung die Steuerfreiheit final, wenn 
keine ZM abgegeben oder eine fehlerhaft 
abgegebene ZM nicht innerhalb der Mo-
natsfrist korrigiert wurde. 
 
Nach der neuen Sichtweise gilt: Wird eine 
nicht fristgerecht abgegebene ZM erstma-
lig für den betreffenden Meldezeitraum 
richtig und vollständig abgegeben, liegen 
in diesem Zeitpunkt erstmals die Vo-
raussetzungen für die Steuerbefreiung 
vor. Die erstmalige Abgabe und die Berich-
tigung einer fehlerhaften ZM innerhalb der 

Festsetzungsfrist entfalten für Zwecke 
der Steuerbefreiung Rückwirkung. 
 
Allerdings schließt die rückwirkende Ge-
währung der Steuerbefreiung im Veran-
lagungsverfahren ein Bußgeldverfahren 
durch das Bundeszentralamt für Steuern 
nicht aus. 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 20.5.2022, Az. III C 3 - 
S 7140/19/10002: 011, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
230059 

 

Keine Betriebsausgaben für bürgerli-
che Kleidung 
 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs sind 
Betriebsausgaben für bürgerliche Klei-
dung auch ausgeschlossen, wenn diese 
bei der Berufsausübung getragen wird.  
 
Sachverhalt 
Ehegatten waren als selbstständige 
Trauerredner tätig. Bei der Gewinner-
mittlung machten sie  
u. a. Aufwendungen für schwarze An-
züge, Blusen und Pullover als Betriebs-
ausgaben geltend. Das Finanzamt und 
das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
lehnten die steuerliche Berücksichtigung 
dieser Aufwendungen allerdings ab. In 
der Revision wurde dies nun vom Bun-
desfinanzhof bestätigt. 

 
Aufwendungen für Kleidung sind als un-
verzichtbare Aufwendungen der Le-
bensführung nach § 12 Nr. 1 S. 2 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) grundsätzlich 
nicht abziehbar. Sie sind nur dann als Be-
triebsausgaben zu berücksichtigen, wenn 
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es sich um Aufwendungen für typische 
Berufskleidung i. S. des § 9 Abs. 1 S. 3 
Nr. 6 EStG handelt.  
 
Merke: Schwarze Anzüge, Blusen und 
Pullover fallen jedoch nicht hierunter, da 
es sich um bürgerliche Kleidung handelt, 
die auch privat getragen werden kann. 
Für diese ist kein Betriebsausgabenab-
zug zu gewähren, selbst wenn die Klei-
dung ausschließlich bei der Berufsaus-
übung benutzt oder das Tragen von 
schwarzer Kleidung von den Trauernden 
erwartet wird. 

 
Quelle: BFH-Urteil vom 16.3.2022, Az. VIII R 33/18, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 229893; BFH PM Nr. 
25/22 vom 23.6.2022 
 

Für GmbH-Gesellschafter 
Zum Zeitpunkt der Verlustberücksich-
tigung bei Auflösung einer GmbH 
 
Werden im Privatvermögen gehaltene 
GmbH-Anteile i. S. des § 17 Einkommen-
steuergesetz (EStG) verkauft, führt dies 
zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. Wird 
bei der Auflösung der Gesellschaft ein 
Verlust realisiert, stellt sich regelmäßig die 
Frage, zu welchem Zeitpunkt dieser steu-
erlich geltend gemacht werden kann. Hier-
mit hat sich jüngst das Finanzgericht Düs-
seldorf befasst. 
 
Sachverhalt 
Im Streitfall begehrte eine Steuerpflich-
tige für den Veranlagungszeitraum 2014 
die Berücksichtigung eines Verlustes 
aus § 17 EStG in Höhe von 320.001 EUR 

(Anteilserwerb in Höhe von 1 EUR und 
ein der GmbH gewährtes Darlehen in 
Höhe von 320.000 EUR). 
 
Ihre Begründung: Infolge der Insol-
venzeröffnung in 2014 sei mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
mehr mit einer Rückzahlung des Darle-
hens zu rechnen gewesen. Der Ausfall 
der Darlehensforderung sei zu diesem 
Zeitpunkt endgültig gewesen und habe 
zu nachträglichen Anschaffungskosten 
auf die Beteiligung geführt. 
 
Das Finanzamt lehnte eine Verlustbe-
rücksichtigung in 2014 allerdings ab, weil 
in diesem Jahr noch nicht ersichtlich ge-
wesen sei, ob und in welcher Höhe noch 
nachträgliche Anschaffungskosten anfal-
len würden.  
 
Das Finanzgericht Düsseldorf folgte der 
Sichtweise des Finanzamts. 

 
Eine Vorverlagerung der Entstehung des 
Auflösungsverlustes aus einer GmbH-Be-
teiligung auf den Zeitpunkt der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens kommt unge-
achtet der Höhe der Überschuldung und 
der Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
nicht in Betracht, wenn die GmbH noch 
über aktivierungsfähiges Vermögen 
verfügt und daher die Möglichkeit einer 
Auskehrung von Restvermögen an die 
Gesellschafter nicht ausgeschlossen wer-
den kann. 
 
Beachten Sie: Eine solche Möglichkeit 
kann insbesondere dann nicht ausge-
schlossen werden, wenn ein Gesellschaf-
ter seine ausgefallene Darlehensforde-
rung gegen die GmbH unter Berufung auf 
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das Kleinanlegerprivileg als nicht nach-
rangiger Insolvenzgläubiger angemeldet 
hat. 
 
Praxistipp: Ein Verlust sollte im Zweifel 
lieber einen Veranlagungszeitraum zu 
früh als zu spät geltend gemacht werden. 
Denn ist das „richtige“ Jahr bereits be-
standskräftig veranlagt, ist eine Korrektur 
oft nicht möglich. 

 
Weiterführender Hinweis  
 
Durch das „Gesetz zur weiteren steuerli-
chen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vor-
schriften“ (BGBl I 2019, S. 2451) wurde § 
17 Abs. 2a EStG neu eingefügt. Hierdurch 
wird erstmals eigenständig neben § 255 
Handelsgesetzbuch definiert, was als 
(nachträgliche) Anschaffungskosten i. 
S. des § 17 EStG gilt. Das Bundesfinanz-
ministerium hat hierzu nun ein umfangrei-
ches Anwendungsschreiben veröffent-
licht.  
 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 12.4.2022, Az. 10 
K 1175/19 E; BMF-Schreiben vom 7.6.2022, Az. IV C 
6 - S 2244/20/10001 :001, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 229837 
 

Für Arbeitgeber 
Gutscheine und Geldkarten als Sach-
bezug: Klarstellungen durch die Fi-
nanzverwaltung 
 
Rund ein Jahr nachdem sich die Finanzver-
waltung zur lohnsteuerlichen Behand-
lung von Gutscheinen und Geldkarten 

geäußert hat, wurden nun einige Grunds-
ätze ergänzt. Nachfolgend werden (ausge-
wählte) wichtige Aspekte erläutert.  
 
Hintergrund 
 
Vom Arbeitgeber gewährte Sachbezüge 
sind bis zu einer monatlichen Freigrenze 
von  
50 EUR steuerfrei. Nach § 8 Einkommen-
steuergesetz (EStG) sind Gutscheine und 
Geldkarten als Sachbezug privilegiert, 
wenn sie  

· ausschließlich zum Bezug von Wa-
ren oder Dienstleistungen berechti-
gen, 

· zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn gewährt werden und  

· die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 
des Zahlungsdiensteaufsichtsge-
setzes (ZAG) erfüllen. 

 
Entgegen der gesetzlichen Regelung sind 
die Voraussetzungen des ZAG nach dem 
Verwaltungsschreiben erst ab 2022 zwin-
gend einzuhalten. 
 
Beachten Sie: § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG for-
dert vereinfacht: 

· a) einen limitierten Einlösebe-
reich, 

· b) eine limitierte Produktpalette, 
· c) eine Nutzung für steuerliche/sozi-

ale Zwecke. 
 
Zu den Voraussetzungen des ZAG 
 
Hinsichtlich der nach dem ZAG zu erfüllen-
den Voraussetzungen hat das Bundesfi-
nanzministerium sein Schreiben vom 
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13.4.2021 nun insbesondere um folgende 
Aspekte konkretisiert: 
 
Als Sachlohn werden Gutscheine aner-
kannt, die dazu berechtigen, vom Ausstel-
ler Waren oder Dienstleistungen aus sei-
nem eigenen Sortiment zu erwerben. 
Eine Einlösbarkeit im Internetshop der je-
weiligen Akzeptanzstelle ist unschäd-
lich. 
 
Auch Gutscheine, die dazu berechtigen, 
Waren oder Dienstleistungen bei einem 
begrenzten Kreis von Akzeptanzstellen 
im Inland zu beziehen, werden grundsätz-
lich als Sachlohn anerkannt.  
 
Das Bundesfinanzministerium hat nun klar-
gestellt, dass auch Gutscheine begünstigt 
sind, wenn Einkaufs- und Dienstleis-
tungsverbünde auf die (auch bundesland-
übergreifend) unmittelbar räumlich an-
grenzenden zweistelligen Postleitzah-
len-Bezirke begrenzt werden; dabei wer-
den Städte und Gemeinden, die jeweils in 
zwei Postleitzahlen-Bezirke fallen, als ein 
Postleitzahlen-Bezirk betrachtet. Die Aus-
wahl dieser Postleitzahlen-Bezirke kann 
auch durch den Arbeitnehmer erfolgen. 
 
Als Sachbezug gelten auch Gutscheine 
einer bestimmten Ladenkette zum Bezug 
von Waren oder Dienstleistungen in den 
einzelnen Geschäften im Inland oder im In-
ternetshop dieser Kette mit einheitlichem 
Marktauftritt (z. B. ein Symbol, eine 
Marke, ein Logo). Unschädlich ist, wenn 
sich der Arbeitnehmer vor Übergabe des 
Gutscheins oder vor Aufladung des Gutha-
bens auf die Geldkarte aus verschiedenen 
Ladenketten je eine auswählen kann. 
 

Beachten Sie: Es wird nicht beanstandet, 
wenn verbleibende Restguthaben bis zu 
einem EUR ausgezahlt oder auf einen an-
deren Gutschein oder eine andere Geld-
karte übertragen werden können. Dies gilt 
auch bei einem monatlichen Wechsel z. 
B. der Ladenkette im Rahmen einer wei-
teren Aufladung eines Guthabens auf der-
selben Geldkarte.  
 
Unter die „limitierte Produktpalette“ fal-
len Gutscheine oder Geldkarten, die unab-
hängig von einer Betragsangabe dazu be-
rechtigen, Waren oder Dienstleistungen 
ausschließlich aus einer sehr begrenzten 
Waren- oder Dienstleistungspalette zu be-
ziehen. Hier kommt es nicht mehr auf die 
Anzahl der Akzeptanzstellen und den In-
landsbezug an.  
 
Merke: Es reicht aber nicht aus, wenn 
alleine auf eine Händlerkategorie Bezug 
genommen wird (z. B. Merchant Cate-
gory Code, MCC). Zudem ist bereits das 
geringfügige Angebot von Waren oder 
Dienstleistungen einer anderen Produkt-
palette schädlich. 

 
Quelle: BMF-Schreiben vom 15.3.2022, Az. IV C 5 - S 
2334/19/10007 :007, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
228328 
 

Für Arbeitnehmer 
Aktualisiertes Merkblatt: Steuerklas-
senwahl 2022 für Ehegatten und Le-
benspartner 
 
Die Finanzverwaltung hat das „Merkblatt 
zur Steuerklassenwahl für das Jahr 2022 
bei Ehegatten oder Lebenspartnern, die 
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beide Arbeitnehmer sind“, vor dem Hinter-
grund der Änderungen durch das Steu-
erentlastungsgesetz 2022 aktualisiert. 
Das Merkblatt kann unter 
www.iww.de/s6709 heruntergeladen wer-
den.  
 
Merke:| Die in der Anlage des Merk-
blatts aufgeführten Tabellen sollen die 
Wahl der für den Lohnsteuerabzug güns-
tigsten Steuerklassenkombination er-
leichtern. Die Tabellen-Angaben sind 
aber nur genau, wenn die Monatslöhne 
über das ganze Jahr konstant bleiben. 
Des Weiteren besagt die im Laufe des 
Jahres einbehaltene Lohnsteuer noch 
nichts über die Höhe der Jahressteuer-
schuld. 

 
 
Haftungsausschluss 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 
Komplexität und der ständige Wandel der 
Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung 
und Gewähr auszuschließen. Das Rundschrei-
ben ersetzt nicht die individuelle persönliche Be-
ratung. 
 
Wir beraten Sie gerne weiter! 
DIESER BEITRAG ENTHÄLT ALLGE-
MEINE HINWEISE UND IST NICHT 
DAZU BESTIMMT, KONKRETE LÖ-
SUNGEN FÜR UNSERE MANDANTEN 
ODER INTERESSENTEN ZU BIETEN.                                                           
BITTE KONTAKTIEREN SIE UNSERE 
NACHFOLGENDEN ANSPRECH-
PARTNER, UM EINE FÜR IHR UN-
TERNEHMEN ZUGESCHNITTENE 
LÖSUNG ZU ERFAHREN.  
 
 
 

Claus Hoffmann 
PARTNER, WP/STB/FBISTR 
C.HOFFMANN@MECKLENBURG-
HOFFMANN.DE 
TEL. 0211-610790-31 
 
Beate Wagner 
PARTNER, STB 
B.WAGNER@MECKLENBURG-
HOFFMANN.DE 
TEL. 0211-610790-36  

 
 


